
 

 

 

 

 

 

Protokoll 

 

zur Änderung des Abkommens vom 14. Juli 1992 

 

zwischen 

 

der Bundesrepublik Deutschland 

 

und 

 

dem Königreich Schweden 

 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

 

bei den Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

 

sowie bei den Erbschaft- und Schenkungsteuern 

 

und zur Leistung gegenseitigen Beistands bei den Steuern 

 

(Deutsch-schwedisches Steuerabkommen) 
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Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

das Königreich Schweden – 

 

 

von dem Wunsch geleitet, das Abkommen vom 14. Juli 1992 zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und dem Königreich Schweden zur Vermeidung der Doppelbesteuerung bei 

den Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie bei den Erbschaft- und 

Schenkungsteuern und zur Leistung gegenseitigen Beistands bei den Steuern (Deutsch-

schwedisches Steuerabkommen) (im Folgenden als „Abkommen“ bezeichnet) zu ändern – 

 

 

sind wie folgt übereingekommen: 

 

 

Artikel 1 

 

Der Titel des Abkommens wird gestrichen und durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

 

„Abkommen 

zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland 

und 

dem Königreich Schweden 

zur Beseitigung der Doppelbesteuerung 

auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

sowie zur Verhinderung der Steuerverkürzung und -umgehung“ 
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Artikel 2 

 

Die Präambel des Abkommens wird gestrichen und durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

 

 

„Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

das Königreich Schweden – 

 

 

von dem Wunsch geleitet, ihre wirtschaftlichen Beziehungen weiterzuentwickeln und ihre 

Zusammenarbeit in Steuersachen zu vertiefen, 

 

in der Absicht, auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen eine 

Doppelbesteuerung zu beseitigen, ohne Möglichkeiten zur Nicht- oder Niedrigbesteuerung 

durch Steuerverkürzung oder -umgehung (unter anderem durch missbräuchliche 

Gestaltungen mit dem Ziel des Erhalts von in diesem Abkommen vorgesehenen 

Erleichterungen zum mittelbaren Nutzen von in Drittstaaten ansässigen Personen) zu 

schaffen – 

 

 

sind wie folgt übereingekommen:“  

 

 

Artikel 3 

 

Artikel 1 des Abkommens wird gestrichen und durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

 

„Artikel 1 

Unter das Abkommen fallende Personen 
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(1) Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden 

Vertragsstaaten ansässig sind. 

 

(2) Im Sinne dieses Abkommens gelten Einkünfte, die von Rechtsträgern oder Gebilden 

oder über Rechtsträger oder Gebilde bezogen werden, die nach dem Steuerrecht eines der 

Vertragsstaaten als vollständig oder teilweise steuerlich transparent behandelt werden, als 

Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, jedoch nur, soweit die Einkünfte 

für Zwecke der Besteuerung durch diesen Staat als Einkünfte einer in diesem Staat 

ansässigen Person behandelt werden.“ 

 

 

Artikel 4 

 

Artikel 2 des Abkommens wird gestrichen und durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

 

„Artikel 2 

Unter das Abkommen fallende Steuern 

 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern vom 

Einkommen und vom Vermögen, die für Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner 

Gebietskörperschaften erhoben werden. 

 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle Steuern, die vom 

Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder des 

Vermögens erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung 

beweglichen oder unbeweglichen Vermögens sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 

 

(3) Zu den Steuern, für die das Abkommen gilt, gehören 

 

a) in der Bundesrepublik Deutschland 
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1) die Einkommensteuer, 

 

2) die Körperschaftsteuer, 

 

3) die Gewerbesteuer und 

 

4) die Vermögensteuer, 

 

einschließlich der hierauf erhobenen Zuschläge (im Folgenden als „deutsche Steuer“ 

bezeichnet); 

 

b) in Schweden 

 

1) die staatliche Einkommensteuer (den statliga inkomstskatten), 

 

2) die Abzugsteuer auf Dividenden (kupongskatten), 

 

3) die Einkommensteuer für beschränkt Steuerpflichtige (den särskilda inkomstskatten 

för utomlands bosatta), 

 

4) die Einkommensteuer für beschränkt steuerpflichtige Künstler und Sportler (den 

särskilda inkomstskatten för utomlands bosatta artister m.fl.), 

 

5) die Gemeindeeinkommensteuer (den kommunala inkomstskatten) und 

 

6) die Vermögensteuer (statlig förmögenhetsskatt) 

 

(im Folgenden als „schwedische Steuer“ bezeichnet). 

 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im Wesentlichen ähnlicher Art, 

die nach der Unterzeichnung des Abkommens neben den in Absatz 3 genannten Steuern 
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oder an deren Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen 

einander die in ihren Steuergesetzen eingetretenen bedeutsamen Änderungen mit.“ 

 

 

Artikel 5 

 

(1) Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a des Abkommens wird gestrichen und durch folgenden 

Wortlaut ersetzt: 

 

„a) umfasst der Ausdruck „Bundesrepublik Deutschland“, wenn im geographischen Sinn 

verwendet, das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland sowie das an das 

Küstenmeer angrenzende Gebiet des Meeresbodens, seines Untergrunds und der 

darüberliegenden Wassersäule, in dem die Bundesrepublik Deutschland in 

Übereinstimmung mit dem Völkerrecht und ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften 

souveräne Rechte oder Hoheitsbefugnisse zum Zweck der Erforschung, Ausbeutung, 

Erhaltung und Bewirtschaftung der lebenden und nicht lebenden natürlichen Ressourcen 

oder zur Energieerzeugung aus erneuerbaren Energieträgern ausübt;“  

 

(2) Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b des Abkommens wird gestrichen und durch folgenden 

Wortlaut ersetzt: 

 

„b) bedeutet der Ausdruck „Schweden“ das Königreich Schweden und umfasst, wenn im 

geographischen Sinn verwendet, das Staatsgebiet, das Küstenmeer Schwedens sowie 

sonstige Meeresgebiete, in denen Schweden nach dem Völkerrecht souveräne Rechte oder 

Hoheitsbefugnisse ausübt;“  

 

(3) Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben i bis k des Abkommens werden gestrichen und durch 

folgenden Wortlaut ersetzt: 

 

„i) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehöriger“ 
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1) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland alle Deutschen im Sinne des 

Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland und alle juristischen Personen, 

Personengesellschaften und anderen Personenvereinigungen, die nach dem in der 

Bundesrepublik Deutschland geltenden Recht errichtet worden sind; 

 

2) in bezug auf Schweden alle natürlichen Personen, die die schwedische 

Staatsangehörigkeit besitzen und alle juristischen Personen, Personengesellschaften 

und anderen Personenvereinigungen, die nach dem in Schweden geltenden Recht 

errichtet worden sind; 

 

j) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ 

 

1) in der Bundesrepublik Deutschland den Bundesminister der Finanzen oder die 

Behörde, an die er seine Befugnisse delegiert hat; 

 

2) in Schweden den Finanzminister, seinen Bevollmächtigten oder die Behörde, an die 

er seine Befugnisse delegiert hat.“ 

 

(4) Artikel 3 Absatz 2 des Abkommens wird gestrichen und durch folgenden Wortlaut 

ersetzt: 

 

„(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der 

Zusammenhang nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck 

die Bedeutung, die ihm im Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses Staates über die 

Steuern zukommt, für die das Abkommen gilt, wobei die Bedeutung nach dem in diesem 

Staat anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer Bedeutung hat, die der Ausdruck 

nach anderem Recht dieses Staates hat.“ 
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Artikel 6 

 

Artikel 4 Absatz 1 des Abkommens wird gestrichen und durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

 

„(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck ‚in einem Vertragsstaat ansässige 

Person‘ eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort aufgrund ihres Wohnsitzes, 

ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen 

Merkmals steuerpflichtig ist, und umfasst auch diesen Staat und jede seiner 

Gebietskörperschaften. Der Ausdruck umfasst jedoch nicht eine Person, die in diesem 

Staat nur mit Einkünften aus Quellen in diesem Staat oder mit in diesem Staat gelegenem 

Vermögen steuerpflichtig ist.“ 

 

 

Artikel 7 

 

Artikel 7 des Abkommens wird gestrichen und durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

 

„Artikel 7 

Unternehmensgewinne 

 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats können nur in diesem Staat 

besteuert werden, es sei denn, das Unternehmen übt seine Geschäftstätigkeit im anderen 

Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte aus. Übt das Unternehmen seine 

Geschäftstätigkeit auf diese Weise aus, so können die Gewinne, die der Betriebsstätte in 

Übereinstimmung mit Absatz 2 zugerechnet werden können, im anderen Staat besteuert 

werden. 

 

(2) Im Sinne dieses Artikels und des Artikels 23 handelt es sich bei den Gewinnen, die in 

jedem Vertragsstaat einer in Absatz 1 genannten Betriebsstätte zugerechnet werden 

können, um die Gewinne, welche die Betriebsstätte, insbesondere in ihren wirtschaftlichen 

Beziehungen mit anderen Teilen des Unternehmens, voraussichtlich erzielen würde, wenn 
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sie ein selbständiges und unabhängiges Unternehmen wäre, das die gleichen oder ähnliche 

Tätigkeiten unter den gleichen oder ähnlichen Bedingungen ausübt, unter 

Berücksichtigung der von dem Unternehmen durch die Betriebsstätte und durch die 

anderen Teile des Unternehmens ausgeübten Funktionen, genutzten Vermögenswerte und 

übernommenen Risiken. 

 

(3) Wenn in Übereinstimmung mit Absatz 2 ein Vertragsstaat die Gewinne, die der 

Betriebsstätte eines Unternehmens eines Vertragsstaats zugerechnet werden können, 

berichtigt und Gewinne des Unternehmens entsprechend besteuert, die bereits im anderen 

Staat besteuert wurden, wird der andere Vertragsstaat, soweit zur Beseitigung einer 

Doppelbesteuerung dieser Gewinne erforderlich, eine entsprechende Änderung 

vornehmen, wenn er der Berichtigung des erstgenannten Staates zustimmt; stimmt der 

andere Vertragsstaat nicht zu, so werden sich die Vertragsstaaten bemühen, eine sich 

daraus ergebende Doppelbesteuerung durch Verständigung zu beseitigen. 

 

(4) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens 

gesondert behandelt werden, so werden jene Artikel durch diesen Artikel nicht berührt.“ 

 

 

Artikel 8 

 

Artikel 9 Absatz 2 des Abkommens wird gestrichen und durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

 

„(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates 

Gewinne zugerechnet – und entsprechend besteuert –, mit denen ein Unternehmen des 

anderen Vertragsstaats in diesem anderen Staat besteuert worden ist, und handelt es sich 

bei den zugerechneten Gewinnen um solche, die das Unternehmen des erstgenannten 

Staates erzielt hätte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen vereinbarten 

Bedingungen die gleichen gewesen wären, die unabhängige Unternehmen miteinander 

vereinbaren würden, so nimmt der andere Staat eine entsprechende Änderung der dort von 

diesen Gewinnen erhobenen Steuer vor. Bei dieser Änderung sind die übrigen 
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Bestimmungen dieses Abkommens zu berücksichtigen; erforderlichenfalls werden die 

zuständigen Behörden der Vertragsstaaten einander konsultieren.“ 

 

 

Artikel 9 

 

In Artikel 15 Absatz 4 des Abkommens wird die Bezeichnung „Artikel 40“ durch die 

Bezeichnung „Artikel 39“ ersetzt. 

 

 

Artikel 10 

 

(1) In Artikel 19 Absätze 1 und 2 des Abkommens wird die Bezeichnung „einem seiner 

Länder,“ gestrichen. 

 

(2) In Artikel 19 Absatz 3 des Abkommens wird die Bezeichnung „eines seiner Länder,“ 

gestrichen. 

 

(3) Artikel 19 Absatz 4 Buchstabe a des Abkommens wird gestrichen und durch folgenden 

Wortlaut ersetzt:. 

 

„a) (Aufgehoben)“. 

 

(4) Der letzte Satz von Artikel 19 Absatz 4 des Abkommens wird aufgehoben. 

 

 

Artikel 11 

 

In Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe b) des Abkommens wird die Untergliederung in die 

Doppelbuchstaben aa) bis dd) durch die Ziffern 1) bis 4) ersetzt.           
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Artikel 12 

 

Die Artikel 24 bis 28 des Abkommens werden gestrichen und durch folgenden Wortlaut 

ersetzt: 

 

„Artikel 24 bis 28 (aufgehoben)“. 

 

 

Artikel 13 

 

Die Artikel 29 und 30 des Abkommens werden gestrichen und durch folgenden Wortlaut 

ersetzt: 

 

„Artikel 29 

Informationsaustausch 

 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur 

Durchführung dieses Abkommens oder zur Verwaltung oder Durchsetzung des 

innerstaatlichen Rechts betreffend Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für Rechnung 

der Vertragsstaaten oder ihrer Gebietskörperschaften erhoben werden, voraussichtlich 

erheblich sind, soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung nicht dem Abkommen 

widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch die Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. 

 

(2) Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 erhalten hat, sind ebenso 

geheim zu halten wie die aufgrund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften 

Informationen und dürfen nur den Personen oder Behörden (einschließlich der Gerichte 

und Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, die mit der Festsetzung oder 

Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung, der Entscheidung über Rechtsbehelfe 

hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steuern oder mit der Aufsicht darüber befasst sind. 

Diese Personen oder Behörden dürfen die Informationen nur für diese Zwecke verwenden. 

Sie dürfen die Informationen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer 
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Gerichtsentscheidung offenlegen. Ungeachtet der Sätze 1 bis 3 können Informationen, die 

ein Vertragsstaat erhalten hat, für andere Zwecke verwendet werden, wenn sie nach dem 

Recht beider Staaten für diese anderen Zwecke verwendet werden können und die 

zuständige Behörde des übermittelnden Staates dieser Verwendung zugestimmt hat. 

 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie einen Vertragsstaat, 

 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der 

Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

 

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen 

Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden 

können; 

 

c) Informationen zu erteilen, die ein Betriebs-, Geschäfts-, Gewerbe-, Handels- oder 

Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung der 

öffentlichen Ordnung (ordre public) widerspräche. 

 

(4) Ersucht ein Vertragsstaat gemäß diesem Artikel um Informationen, so nutzt der andere 

Vertragsstaat die ihm zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zur Beschaffung der 

erbetenen Informationen, selbst wenn er diese Informationen für seine eigenen steuerlichen 

Zwecke nicht benötigt. Die in Satz 1 enthaltene Verpflichtung unterliegt den 

Beschränkungen nach Absatz 3, aber diese Beschränkungen sind nicht so auszulegen, als 

könnte ein Vertragsstaat die Erteilung von Informationen nur deshalb ablehnen, weil er 

kein innerstaatliches Interesse an diesen Informationen hat. 

 

(5) Absatz 3 ist nicht so auszulegen, als könnte ein Vertragsstaat die Erteilung von 

Informationen nur deshalb ablehnen, weil sich die Informationen bei einer Bank, einem 

sonstigen Finanzinstitut, einem Bevollmächtigen, Vertreter oder Treuhänder befinden oder 

weil sie sich auf Eigentumsanteile an einer Person beziehen. 
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Artikel 30 

Amtshilfe bei der Steuererhebung 

 

(1) Die Vertragsstaaten leisten sich gegenseitige Amtshilfe bei der Erhebung von 

Steueransprüchen. Diese Amtshilfe wird durch die Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. Die 

zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können durch Verständigung regeln, wie dieser 

Artikel durchzuführen ist. 

 

(2) Der Ausdruck „Steueranspruch“ im Sinne dieses Artikels bedeutet einen Betrag, der 

aufgrund von Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für Rechnung der Vertragsstaaten 

oder ihrer Gebietskörperschaften erhoben werden, geschuldet wird, soweit die 

entsprechende Besteuerung nicht diesem Abkommen oder anderen Übereinkünften, denen 

die Vertragsstaaten beigetreten sind, widerspricht, sowie mit diesem Betrag 

zusammenhängende Zinsen, Geldbußen sowie Vollstreckungskosten und Kosten für 

Sicherungsmaßnahmen. 

 

(3) Ist ein Steueranspruch eines Vertragsstaats nach dem Recht dieses Staates vollstreckbar 

und wird er von einer Person geschuldet, die zu diesem Zeitpunkt nach dem Recht dieses 

Staates die Vollstreckung nicht verhindern kann, so wird dieser Steueranspruch auf 

Ersuchen der zuständigen Behörde dieses Staates für die Zwecke der Erhebung von der 

zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats anerkannt. Der Steueranspruch wird von 

dem anderen Staat nach dessen Rechtsvorschriften über die Vollstreckung und Erhebung 

der eigenen Steuern erhoben, als handelte es sich bei dem Steueranspruch um einen 

Steueranspruch dieses anderen Staates. 

 

(4) Handelt es sich bei einem Steueranspruch eines Vertragsstaats um einen Anspruch, bei 

dem dieser Staat nach seinem Recht Maßnahmen zur Sicherung der Erhebung erlassen 

kann, so wird dieser Steueranspruch auf Ersuchen der zuständigen Behörde dieses Staates 

zum Zweck der Einleitung von Sicherungsmaßnahmen durch die zuständige Behörde des 

anderen Vertragsstaats anerkannt. Dieser andere Staat leitet in Übereinstimmung mit den 

eigenen Rechtsvorschriften Sicherungsmaßnahmen in Bezug auf diesen Steueranspruch 
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ein, als wäre der Steueranspruch ein Steueranspruch dieses anderen Staates, selbst wenn 

der Steueranspruch im Zeitpunkt der Einleitung dieser Maßnahmen in dem erstgenannten 

Staat nicht vollstreckbar ist oder von einer Person geschuldet wird, die berechtigt ist, die 

Vollstreckung zu verhindern. 

 

(5) Ungeachtet der Absätze 3 und 4 unterliegt ein von einem Vertragsstaat für die Zwecke 

des Absatzes 3 oder 4 anerkannter Steueranspruch als solcher in diesem Staat nicht den 

Verjährungsfristen oder den Bestimmungen über vorrangige Behandlung eines 

Steueranspruchs nach dem Recht dieses Staates. Auch hat ein Steueranspruch, der von 

einem Vertragsstaat für die Zwecke des Absatzes 3 oder 4 anerkannt wurde, in diesem 

Staat nicht den Vorrang, den dieser Steueranspruch nach dem Recht des anderen 

Vertragsstaats hat. 

 

(6) Verfahren im Zusammenhang mit dem Bestehen, der Gültigkeit oder der Höhe eines 

Steueranspruchs eines Vertragsstaats können nicht bei den Gerichten oder 

Verwaltungsbehörden des anderen Vertragsstaats eingeleitet werden. 

 

(7) Verliert der betreffende Steueranspruch, nachdem das Ersuchen eines Vertragsstaats 

nach Absatz 3 oder 4 gestellt wurde und bevor der andere Vertragsstaat den betreffenden 

Steueranspruch erhoben und an den erstgenannten Staat ausgezahlt hat, 

 

a) im Fall eines Ersuchens nach Absatz 3 seine Eigenschaft als Steueranspruch des 

erstgenannten Staates, der nach dem Recht dieses Staates vollstreckbar ist und von einer 

Person geschuldet wird, die zu diesem Zeitpunkt nach dem Recht dieses Staates die 

Vollstreckung nicht verhindern kann, oder 

 

b) im Fall eines Ersuchens nach Absatz 4 seine Eigenschaft als Steueranspruch des 

erstgenannten Staates, für den dieser Staat nach seinem Recht Maßnahmen zur Sicherung 

der Erhebung erlassen kann, 

 



- 15 - 
 

 
 

so teilt die zuständige Behörde des erstgenannten Staates dies der zuständigen Behörde des 

anderen Staates unverzüglich mit, und nach Wahl des anderen Staates setzt der 

erstgenannte Staat das Ersuchen aus oder nimmt es zurück. 

 

(8) Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, als verpflichtete er einen Vertragsstaat, 

 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der 

Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

  

b) Maßnahmen durchzuführen, die der öffentlichen Ordnung (ordre public) widersprächen; 

  

c) Amtshilfe zu leisten, wenn der andere Vertragsstaat nicht alle angemessenen 

Maßnahmen zur Erhebung oder Sicherung seines Steueranspruchs, die nach seinen 

Gesetzen oder seiner Verwaltungspraxis möglich sind, ausgeschöpft hat; 

  

d) Amtshilfe zu leisten, wenn der Verwaltungsaufwand für diesen Staat im Vergleich zum 

sich daraus ergebenden Vorteil für den anderen Vertragsstaat unverhältnismäßig hoch ist.“ 

 

 

Artikel 14 

 

Artikel 31 bis 37 des Abkommens werden gestrichen und durch folgenden Wortlaut 

ersetzt: 

 

„Artikel 31 bis 37 (aufgehoben)“. 

 

 

Artikel 15 

 

Artikel 38 Absatz 1 des Abkommens wird gestrichen und durch folgenden Wortlaut 

ersetzt: 
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„(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen Vertragsstaat keiner 

Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtungen unterworfen werden, die 

anders oder belastender sind als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 

Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen Staates unter gleichen Verhältnissen 

insbesondere hinsichtlich der Ansässigkeit unterworfen sind oder unterworfen werden 

können. Satz 1 gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für Personen, die in keinem 

Vertragsstaat ansässig sind.“ 

 

 

Artikel 16 

 

(1) Artikel 39 des Abkommens wird gestrichen und durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

 

„Artikel 39 

Verständigungsverfahren 

 

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines Vertragsstaats oder beider 

Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die diesem 

Abkommen nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht 

dieser Staaten vorgesehenen Rechtsbehelfe ihren Fall der zuständigen Behörde des 

Vertragsstaats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 38 Absatz 1 erfasst 

wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, dessen Staatsangehöriger 

sie ist. Der Fall muss innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der Maßnahme 

unterbreitet werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 

 

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst nicht in 

der Lage, eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall 

durch Verständigung mit der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, 

dass eine dem Abkommen nicht entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die 
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Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des innerstaatlichen Rechts der 

Vertragsstaaten durchzuführen. 

 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten 

oder Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, durch 

Verständigung zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam beraten, um eine 

Doppelbesteuerung in Fällen, die im Abkommen nicht behandelt sind, zu beseitigen. 

 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer 

Einigung im Sinne der Absätze 1 bis 3 unmittelbar miteinander verkehren.“ 

 

(2) Die Artikel 40 und 41 des Abkommens werden gestrichen und durch folgenden 

Wortlaut ersetzt: 

 

„Artikel 40 und 41 (aufgehoben)“. 

 

 

Artikel 17 

 

(1) Artikel 43 Absatz 1 Buchstabe a des Abkommens wird gestrichen und durch folgenden 

Wortlaut ersetzt: 

 

„a) wenn in den Vertragsstaaten Einkünfte oder Vermögen oder Teile davon 

unterschiedlichen Abkommensbestimmungen zugeordnet werden und wenn aufgrund 

dieser unterschiedlichen Zuordnung die betreffenden Einkünfte oder Vermögenswerte 

doppelt besteuert oder nicht oder niedriger besteuert würden und sich im Fall doppelter 

Besteuerung dieser Konflikt nicht durch ein Verfahren nach Artikel 39 regeln lässt oder“. 

 

(2) Artikel 43 Absatz 2 Buchstabe b des Abkommens wird gestrichen und durch folgenden 

Wortlaut ersetzt: 
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„b) hinderte es einen Vertragsstaat, seine Regelungen zur Hinzurechnungsbesteuerung 

anzuwenden.“ 

 

(3) Artikel 43 Absatz 2 Buchstabe c des Abkommens wird aufgehoben. 

 

(4) Artikel 43 Absatz 2 Satz 2 des Abkommens wird gestrichen und durch folgenden 

Wortlaut ersetzt: 

 

„Führt Satz 1 zur Doppelbesteuerung, so beraten die zuständigen Behörden nach Artikel 39 

Absatz 3, wie die Doppelbesteuerung zu vermeiden ist.“ 

 

(5) Nach Artikel 43 Absatz 3 des Abkommens wird folgender neuer Absatz 4 angefügt: 

 

„(4) Ungeachtet der sonstigen Bestimmungen dieses Abkommens wird eine Vergünstigung 

nach dem Abkommen nicht für bestimmte Einkünfte oder Vermögenswerte gewährt, wenn 

unter Berücksichtigung aller maßgeblichen Tatsachen und Umstände die Feststellung 

gerechtfertigt ist, dass der Erhalt dieser Vergünstigung einer der Hauptzwecke einer 

Gestaltung oder Transaktion war, die unmittelbar oder mittelbar zu dieser Vergünstigung 

geführt hat, es sei denn, es wird nachgewiesen, dass die Gewährung dieser Vergünstigung 

unter diesen Umständen mit dem Ziel und Zweck der einschlägigen Bestimmungen des 

Abkommens im Einklang steht.“ 

 

 

Artikel 18 

 

Nach Artikel 45 des Abkommens wird folgender neuer Artikel 45a eingefügt: 

 

„Artikel 45a 

Protokoll 

 

Das angefügte Protokoll ist Bestandteil dieses Abkommens.“ 
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Artikel 19 

 

(1) Artikel 47 Buchstabe b des Abkommens wird aufgehoben. 

 

(2) Artikel 47 Buchstabe c des Abkommens wird Buchstabe b. 

 

 

Artikel 20 

 

Dem Abkommen wird folgendes neues Protokoll angefügt: 

 

„Protokoll 

zu dem Abkommen 

zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland 

und 

dem Königreich Schweden 

zur Beseitigung der Doppelbesteuerung 

auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

sowie zur Verhinderung der Steuerverkürzung und -umgehung 

 

Die Bundesrepublik Deutschland und das Königreich Schweden haben die nachstehenden 

Bestimmungen vereinbart, die Bestandteil des Abkommens sind: 

 

1. Zur Anwendung des Abkommens im Allgemeinen 

 

Es wird klargestellt, dass der Ausdruck „Vertragsstaat“ im Fall der Bundesrepublik 

Deutschland auch die Länder umfasst. Der Ausdruck „Länder“ bedeutet die Länder nach 

dem Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland. 

 

2. Zu Artikel 1 Absatz 2 und Artikel 10 



- 20 - 
 

 
 

 

Es besteht Einvernehmen darüber, dass, wenn Dividenden, die von steuerlich transparenten 

Rechtsträgern oder Gebilden oder über steuerlich transparente Rechtsträger oder Gebilde 

bezogen werden, für Zwecke der Besteuerung durch einen Vertragsstaat als Einkünfte 

einer in diesem Staat ansässigen Person gelten, Artikel 10 anzuwenden ist, als hätte diese 

ansässige Person die Dividenden unmittelbar bezogen.“ 

 

 

Artikel 21 

 

Die Anlage zum Abkommen wird aufgehoben. 

 

 

Artikel 22 

 

(1) Dieses Änderungsprotokoll bedarf der Ratifikation; die Ratifikationsurkunden werden 

so bald wie möglich ausgetauscht. 

 

(2) Dieses Änderungsprotokoll tritt am dreißigsten Tag nach dem Austausch der 

Ratifikationsurkunden in Kraft. Das Abkommen in der durch dieses Änderungsprotokoll 

geänderten Fassung ist daraufhin anzuwenden 

 

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, die am oder nach dem 

1. Januar des Kalenderjahres gezahlt oder gutgeschrieben werden, das dem Tag folgt, an 

dem dieses Änderungsprotokoll in Kraft tritt; 

 

b) bei den übrigen Steuern vom Einkommen und den Steuern vom Vermögen auf die 

Steuern, die für Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Januar 

des Kalenderjahres beginnen, das dem Tag folgt, an dem dieses Änderungsprotokoll in 

Kraft tritt; 
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c) bei der Erbschaftsteuer auf Nachlässe von Personen, die am oder nach dem 1. Januar des 

Kalenderjahres sterben, das dem Tag folgt, an dem dieses Änderungsprotokoll in Kraft 

tritt; 

 

d) bei der Schenkungsteuer auf Schenkungen, die am oder nach dem 1. Januar des 

Kalenderjahres ausgeführt werden, das dem Tag folgt, an dem dieses Änderungsprotokoll 

in Kraft tritt. 

 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 werden die Artikel 29 und 30 des Abkommens in der durch 

Artikel 13 dieses Änderungsprotokolls geänderten Fassung ab dem Tag des Inkrafttretens 

dieses Änderungsprotokolls wirksam, unabhängig von dem Veranlagungszeitraum, auf den 

sich der Sachverhalt oder Steueranspruch bezieht. 

 

 

Geschehen zu Stockholm am 18. Januar 2023 in zwei Urschriften, jede in deutscher und 

schwedischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.  

 

 

Für die Bundesrepublik Deutschland Für das Königreich Schweden 

Dr. Joachim Bertele Carolina Lindholm 
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